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Zur Vorlesung „Wirtschaftsstrafrecht“

Lösungsskizze zu Fall 3 v. 12.06.2007
Erster Sachverhaltskomplex: Die Geschehnisse in der Modefirma Claudio Armani (C&A). 
A.
Strafbarkeit des A

I.
In Betracht kommt eine Strafbarkeit nach § 299 I StGB wegen Bestechlichkeit im geschäftlichen Verkehr durch das Schließen der Vereinbarung mit G. 

1.
Tatbestandsmäßigkeit

Da § 299 I StGB ein Sonderdelikt ist, müsste A Angestellter oder Beauftragter eines geschäftlichen Betriebes sein.

Angestellter ist, wer an einem Dienst- oder Auftragsverhältnis zum Geschäftsinhaber steht und Weisungen des Geschäftsherrn unterworfen ist. 

Der Begriff des Beauftragten hat dagegen nur eine Auffangfunktion. Ein Beauftragungsverhältnis liegt vor, wenn jemand dauernd oder zumindest gelegentlich zum Tätigwerden in einem Betrieb berechtigt und verpflichtet ist und auf den Waren- bzw. Leistungsaustausch Einfluss nehmen kann. 

Vorliegend stand A als Leiter des Einkaufs in einem Dienstverhältnis zur Fa. C&A, so dass von einem Anstellungsverhältnis auszugehen ist. Allerdings ist auch beim Angestellten eine gewisse Entscheidungskompetenz erforderlich. Diese lag jedoch bei A vor, so dass er tauglicher Täter des § 299 I StGB war.

Die Fa. C&A ist auch ein geschäftlicher Betrieb, d.h. einen auf Dauer angelegtes Unternehmen, das zum Austausch von Leistungen am Wirtschaftsleben teilnimmt. 

Als Tathandlung muss ein Fordern, sich Versprechen lassen oder ein Annehmen eines Vorteils gegeben sein (die Tathandlung ist vergleichbar zu § 331 StGB).
A hat das Angebot des G über die Zahlung von 500.000 €, d.h. eines wirtschaftlichen Vorteils, angenommen.

Dabei geschah dies auch im geschäftlichen Verkehr, da A wirtschaftliche Zwecke der C&A verfolgte und am Wettbewerb teilnahm. 

Es liegt daher ein sich Versprechen lassen eines Vorteils im geschäftlichen Verkehr vor. 

Weitere Voraussetzung ist allerdings, dass der Vorteil als Gegenleistung für eine künftige unlautere Bevorzugung bei dem Bezug von Waren- oder Dienstleistungen im Wettbewerb in Erscheinung tritt. Notwendig ist insoweit eine sog. Unrechtsvereinbarung, d.h. ein Zusammenhang zwischen Tathandlung und erwarteter Bevorzugung. 

Hinweis: Anders als bei § 331 StGB wurde in § 299 StGB die Unrechtsvereinbarung nicht gelockert. Ein sog. „Anfüttern“ bzw. eine bloße „Klimapflege“ genügt also bei § 299 StGB nicht. 

Achtung: Der Gesetzgeber will diese Ungleichbehandlung nun beseitigen, so dass bereits Gesetzesvorlagen existieren, die durch § 299 den § 331 StGB angeglichen werden soll.
§ 299 StGB verlangt darüber hinaus einen Wettbewerb. Dies setzt zumindest das Vorliegen zweier Bewerber voraus.

Dagegen hat das Merkmal der Unlauterkeit keine eigenständige Bedeutung, da jede Bevorzugung grundsätzlich unlauter ist.

Vorliegend hat A eine Unrechtsvereinbarung im oben genannten Sinne getroffen. Er handelte dabei auch in der Absicht, eine Unrechtsvereinbarung abzuschließen. Darüber hinaus ist auch Vorsätzlichkeit bezüglich aller objektiver Merkmale gegeben.
2. Rechtwidrigkeit und Schuld liegen vor.

3. Ergebnis: A ist strafbar nach § 299 I StGB.

II.
Darüber hinaus kommt auch eine Untreuestrafbarkeit in Betracht.

1.
Nicht gegeben ist dabei der Missbrauchstatbestand nach § 266 I Alt. 1 StGB, da aufgrund der Kollision von A und G von einer Sittenwidrigkeit auszugehen ist. A konnte daher die Fa. C&A nicht wirksam nach außen vertreten. Dies wäre aber Voraussetzung für einen Missbrauchstatbestand.

2.
Gegeben ist aber der Treuebruchstatbestand nach § 266 Alt. 2. 

Die Schmiergeldzahlung führte zu einem für den Chef zum nachteiligen Geschäft und stellt daher eine Verletzung der Vermögensbetreuungspflicht dar. 

Dabei hatte A auch eine Vermögensfürsorgepflicht für die Fa. C&A, da er selbständig tätig sein konnte und einen wirtschaftlichen eigenen Spielraum innehatte.
B.
Strafbarkeit des G

I.
Für G kommt eine Strafbarkeit nach § 299 II StGB in Betracht.

1.
Tatbestandsmäßigkeit

§ 299 II verlangt ohne Einschränkung des Täterkreises ein Handeln im geschäftlichen Verkehr zu Zwecken des Wettbewerbs. § 299 II ist damit kein Sonderdelikt, auch wenn tatsächlich nur Mitbewerber oder Personen, die nach außen hin für diese auftreten, die Tathandlung verwirklichen können. 

G war – da er im Interesse des Stofflieferanten handelte – tauglicher Täter.

G hat dem A als Angestellten im geschäftlichen Verkehr mit dem Ziel einer Unrechtsvereinbarung eine Leistung versprochen und damit den objektiven Tatbestand erfüllt. 

Subjektiv handelte G auch vorsätzlich und mit dem Ziel, eine unlautere Bevorzugung zu erwirken.

Notwendig ist auch ein Handeln zu Zwecken des Wettbewerbs. Dieses Merkmal ist nach wohl zutreffender Auffassung ein rein subjektives Merkmal (a.A. Teil der Literatur, die auf die objektive Eignung der Tat zur Förderung des eigenen Absatzes abstellt).

Vorliegend lag dieses subjektive Tatbestandsmerkmal jedoch eindeutig vor, da die Vereinbarung zwischen G und A darauf gerichtet war, den Warenabsatz der Stofflieferfirma auf Kosten der Mitbewerber zu erhöhen. Auch der subjektive Tatbestand des § 299 II ist damit erfüllt.

2. Rechtfertigungs- und Schuldausschließungsgründe sind nicht ersichtlich.

3. Ergebnis: G ist strafbar nach § 299 II StGB.

II.
Darüber hinaus liegt auch eine Anstiftung zur Untreue nach §§ 266, 26 StGB vor. Dabei ist zugunsten des G § 28 I StGB bei der Strafzumessung zu berücksichtigen.

Zweiter Sachverhaltskomplex: Die Geschehnisse in der Wollweber-GmbH

I.
Gegeben ist zunächst eine mittäterschaftliche Unterschlagung nach §§ 246, 25 II StGB durch A und S. 

Dabei wird man Selbstzueignung bezüglich der einen und Drittzueignung bezüglich der anderen Maschine annehmen können.

Die räumliche Entfernung beider Maschinen stellt eine Manifestation eines Zueignungswillens dar. Eine besondere Täterqualifikation verlangt § 246 StGB nicht.

Auch ist ein Anvertrauen nach § 246 II gegeben. 

Ergebnis: A und S sind wegen mittäterschaftlicher Unterschlagung nach § 246 I, II StGB strafbar.

II.
In Betracht kommt auch mittäterschaftliche Begehung des § 283 StGB.

Fraglich ist jedoch, ob A und S überhaupt taugliche Täter dieser Vorschrift sein können, da als Täter nach § 283 I Nr. 1 StGB nur derjenige in Betracht kommt, der Schuldner, als einem anderen zur Leistung verpflichtet ist.

Schuldner i.S.d. Vorschrift ist vorliegend sicherlich allein die GmbH.

Nach § 14 I Nr. 1 StGB kann die persönliche Schuldnereigenschaft jedoch auch auf den Vertreter angewandt werden, wenn das Merkmal nicht bei ihm, jedoch bei dem Vertretenen vorliegt. 

Problematisch ist dies jedoch bzgl. der Person des A, da dieser lt. Sachverhalt nicht ausdrücklich zum Geschäftsführer bestellt wurde, sondern nur tatsächlich die Geschäftsführeraufgaben wahr nahm. 

Vorliegend ist jedoch davon auszugehen, dass A zumindest eine tatsächliche (faktische) Geschäftsführerstellung innehatte, die er im Einverständnis des anderen Gesellschafters und rechtlich bestellten Geschäftsführers einnahm. Darin liegt eine ausreichende Bestellung zum Geschäftsführer. Auch auf ihn kann daher das besondere persönliche Merkmal übergewälzt werden.

Fraglich könnte die Anwendung des § 14 I Nr. 1 StGB jedoch noch in Bezug auf diejenige Maschine sein, die A und S für sich verwenden wollten. Denkbar wäre diesbezüglich die Annahme, dass die beiden nicht „als“ vertretungsberechtigte Organe der GmbH handelten, weil sie nicht im wirtschaftlichen Interesse der Gesellschaft tätig wurden. 
Jedoch geht der BGH gerade bei § 283 StGB davon aus, dass es an einem Interessenwiderstreit fehlt, wenn der handelnde Geschäftsführer im Einverständnis der Gesellschafter bzw. des die Gesellschaft repräsentierenden Gesellschafters tätig wird. Denn dessen Einverständnis macht das Handeln stets zu einem Handeln im Schuldnerinteresse, selbst wenn der Geschäftsführer dabei eigennützige Ziele verfolgt (vgl. BGHSt 43, 223 f.). Damit weicht der BGH seine bislang vertretene Interessentheorie auf und schlägt letztlich eine Linie ein, die die Literatur schon immer vertreten hat, indem sie auf den (verletzten) Pflichtenkreis des Täters abstellt (a.A ist hier aber gut vertretbar, indem man darauf abstellt, dass beide eigennützig gehandelt haben; dann bleibt nur § 283 StGB bezüglich des Anwartschaftsrechts an der unter Eigentumsvorbehalt stehenden Maschine).
III.
Darüber hinaus liegt auch eine mittäterschaftliche Untreue nach §§ 266, 25 II StGB vor, da die Beseitigung von Teilen des Gesellschaftsvermögens gegen § 30 GmbH-Gesetz verstößt. Der Konkursverwalter fand nämlich nur noch Vermögen im Wert von 45 € vor.
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